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gez.

als urnühäsbe.amtin der
Gesehäftss.tölle

In dem Rechtsstreit

ProzesEjbevollmächtiüte;
Rechtsanwälte.

gegen

Landgeriehf P15er1j1s?üyj?(|

Urteil

Im Namen de&Wkes

-Ktägerin-

Prozessbevollmächtiate:
Reohtsanwalte

-Beklggter-

wegen Rückzahlung von Einspelsevörgutung nach dem BEG

hat die 3. Zivilkammer des Landgerichts Flenäburg äüröh d:en Vörsit^^^^^

rieht ' ^ als Einzelricliter in der miindlichefr Velhandiurt^ Vom %Ö^JZ9^7 tör F^ht^ö^

kannt:

Der Beklagte wird verurteilt, an die Klägerin ' € Re:bst'.Bns@ri liie:i"äus In Höhe Von
fünf Prözentpunkten über dem Basiszinssatz seit- deffi ' zu .zählen.

Der Beklagte hat die Kö3ten des Rechts$tFeits zulrggen.

Das Urteil ist gegen Sloherheltsleistong in Hohe von T20 :Pröz^ des ]Weils zuwll-
streckenden Betrags vorläufig Vällstf-eeKbar,
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Tatbestand

Die Klägerin begehrt die Rückzahlung von nach ihrer Auffassung zu Unrecsht verefnnahmterEin-

speisevergütung nach dem Gesetz für den Vorrang ernQue.rbarer Energien (ISEG).

Die Klägerln Betreibt Stromnetze in , Der Bektegte betreibt auf seinem Grund-

stück seit dem 31.03.2012 eine Photovoltaik-Daöhanlage mit einer elektrischen Leistung von

64,10 kWp und speist seit dieser Zeit erzeugten Strom in das Netz der aufnähme- undvergu-

tünäspflichtigen Klägerin ein. Vor Aufnahme der Einspelsyng überSa.ndte die Klägerin dem Be-

klagten ein Formblatt, welches der Beklagte am 03.10.2012 ausfüllte und zurücKsandie. Die mit

„ja" angekreuzte Frage Nr. 17 betrifft unter Bezugnahme auf § 16.Abs. 2 EE© 2009 die Meldung

von Standort-und Leistung der Anlage an die Byndesnetzagenfur. Wegen der Einzelheiten wird

auf das als Anlage eingereichte Formbiatt Bezug genommen ( der Akte).

Für die Jahre 2013 und 2014 zahlte die Klägerin an .den Beklagten e!n© Eihspeisevergü.tung nach

den Fördersätzen des EEG in Höhe von insgesamt . €,

Die Klägörin stellte im Herbst 2014 fest, dass eine Meldung .bei der Bündesnetzagentur tatsäch-

lich nicht erfolgt war. Der Beklagte holte diese am 20.04.2015 nach.

Die Klägörin erstellte daraufhin Korrekturabrechnungen. Für die Zeit bis zym 31.07>2014 legte sie

eine Vergütung auf Basis der jeweils geltenden Marktpreise, für die Zeit vom 01.08.2014 bis zum

19,04.2015 eine „Null-Vergütung" zugrunde. Hieraus errechnete die Kläge.rin für die Jahre 2013

und 2014 einen VergütungsanspruGh des Beklagten in Höhe von €. Sie begeshrt nunmehr

die Rückzahlung in Höhe der Differenz zwischen der tatsächliche geizahlten Vergütung und dem

errechneten Vergütungsanspruch des Beklagten,

Die Klägern ist der Auffassung, dem Beklagten stehe für den Zeitraum bis Zum 31.07.2014 nach

§ 17 Abs. 2 Nr. 1 Buchst, a EEG 2012 nur ein Anspruch auf Vergütung nach dem.Mgrktwertzu.

Hierzu trägt sie vor, dieser Ma.rktwert sei der nach Nrn.'1.1 und 2.4.2 der Anlage 4 zum EEG 2012

berechnete tatsächliche Monatsmittelwert des energieträgersp.ezifis.ehen M^rktwerts, die gemäß

Nr. 3.2 Buchst, e der Anlage 4 zum EEG 2012 von den,Übertragungsnetz|3etreibern veröffentlicht

worden seien. Diese Marktwerte ergäben sich jeweils aus der Anlage KS (Bjaft 32'der Akte) sowie

den als Anlage K13 (Blatt 149 der Akte) eingereichten Veröffentlichungen u'nd seien deh Korrektu-

rabrechnungen zugrunde gelegt worden. Die Klägerin Ist weiter der Auffassung, für die Zeit ab

dem 01.08.2014 stehe dem Beklagten nach § 100 Abs. 1 Nr. 3 Bu(?hst. b,-'§25 Abs. 1 EEG 2014
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keinerlei Vergütung zu. Soweit sich der Beklagte nunmehr auf § 52 Abs. 1 und 3. § 100 Abs. 1

Satz 4 EEG 2017 berufe, seien diese Vorschriften bereits deshalb nicht anwendbar, weil sie: nur

Fälle ISd, § 6 AnlRegV betrafen.

Die Klägerin beantragt,

den Beklagten zu verurteilen, an die KIägerin 28„736,36 € nebst Zinsen in Höhe von 5 Pro-

zentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz ab Rechtshängigkeit der Klage zu zahlen.

Der Beklagte beantragt,

die Klage anzuweisen,

Der Beklagte tritt der Klage im Wesentlichen aus Rechtsgrunden entgegen, Darüber hinaus trägt

er vor, er habe dgs als Anlage 84 (Blatt 75 und 102 der Akte) eingereichte Meldeformular am.

18,10.2012 ausgefüllt und der Bundesnetzagentur per Post .übersandt; Gründe für die - im Übri-

gen. In einer Vielzahl von Fällen -fehlende Berücksichtigung seien ihm nicht bekannt. Der Be'Wag-

te tritt zudem dem von der Klägerin im Rahmen Ihrer Berechnung bis zum 31.07,2014 zugrunde

gelegten Marktpreisen entgegen.

Er ist der Ansicht, ihm stehe ein Anspruch, auf Einspeisevergütun^ In der ausg'ezahlten Höhe zu.

Die unterlassene Meldung bei der Bundesnetzagentur habe schon deshalb nicht zu einer Redu-

zierung seines Vergütungsanspruches führen können, weil die von ihm betriebene Anlage auf-

grund der Öbergangsvorschriften des EEG 2012 noch in den Gelfuhgsbereiöh des EEG 2009 fal-

len könne. Die Klägefin sei zu einer Rückforderung zudem solangö nicht berechtigt, wie deröher-

tragungsnetzbetreiber von seinem nach § 35 Abs. 4 Satz 1 EEG '20:12 bzw, § 57 Abs. 5 Satz 1

EEG bestehenden Recht auf RücRforderung etwaig überzahlter Beträge gegenüber der Klägerin

keinen Gebrauch gemacht, habe; insoweit gelte auch eine zweijährige Ausschtussfrist gemäß

§ 57 Abs. 5 Satz 2 EEG. Der Beklagte tneint, fürten Zeitraum seit <jem 0-1,08.2014 fänden seit

dem 01.01.2017 die Vorschriften der § 52 Abs. 1 und 3, § 100 Abs. 1 Satz 4 EEG 201,7 Anwen-

düng, weshalb sjch der anzufegende'Wert allenfalls um 20 Prozent verringert habe, so dass die

Berechnung derKIägerih nunmehr nicht schiüssig sei,

Ein etwaiger Anspruch der Klagerln sei im übrigen durch - die hilfsweise erklärte - Aufreohnung

erloschen. Dem Beklagten stünden gegen die Klägerin Schadensersäteansprüch.e in Höhe der

Klagforderung zu. Die Klägerin habe eine NebenpflFcht aus dem zwischen ihm und der Klägerin

bestehenden gesetzlichen Schuldverhältnis verletzt, indem sie von ihm nicht die Vorlage einer

Meldebestätigung verlangt oder die Meldung geprüft hgbe. Diese von der Kläge'rirv un'terlassene
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Überprüfung seiner Angaben stelle .darüber hinaus eine Verletzung einer die Klägerln treffenden

Nebenpflicht gegenüber dem überfragungsnetzb'etreiber dar, die einen Anspruch des Beklagten

nach den Grundsätzen der Drlttschadensliquidatio.n begründe. Zudem stehe, dem Beklagten ein

Anspruch gegen die Klägerin auch aus Deliktsrecht.zu. Die Vorschriften des AusQteichsmeGhä-

nismus nach dem EEG hätten individualreehtsschLitzende Wirkung im Sinne des § 823 Abs.2

BOB und seien durch die Klägerin verletzt worden.
t

Der Beklagte meint weiter, sofern ein fälliger Rückforderungsaospru.ch .ge^etien sein sollte, stün-

de jedenfalls § 814 3GB entgegen.

Er erhebt schließlich die Einrede der Verjährung und meint, aufgrund; § 82 ERG gälte die, Verjäh-

mngsfrist des § 11 Abs. 2 UWG.

Die Klage ist dem Beklagten am 26.11.2015 zugestelltworden,

Entscheidungsgründe

l. Die Klage ist begründet.

1. Die Klägerin hat gegen den Beklagten .einen Anspruch auf RüGkzaMung überzahlter Einspeise-

Vergütung in Höhe von 28.736,36 € gemäß § 57 Abs. 5 Satz 1 und 3 EEG 2014 bzw. § 35 Abs. 4

EEG 2012.

a) Nach diesen Vorschriften ist ein Netzbetrejber verpflichtet, von dem Anlagenbetreib.er einen et-

waigen Mehrbetrag zurückzufordern, den dieser über die' gesetzli.ch vorg.s^ehene Förderung hjn-

aus erhalten hat. .Sie enthalten eine eigene AnspRUGhsgrundlag.e. Ausc)rückli.oh regeln' sie. zwar

nur die Verpflichtung zur Rückforderung. Ersichtlich ist der Gesetzgeberjedoch davon ausgegan-

gen, dass damit zugleich ein entsprechender Anspruch' normiert sein soll..Dies erschließt sich

aus der Gesetzesfassung mittelbar daraus, dass In § 57 Abs', 5 S, 2 EEG 2014 von derVerjäl-i-

rung des Rückforderungsanspruch die Rede .ist, ohne d9?sIn frage gestellt'Wird,, dästs es einen

solchen gebe bzw. eine Vorschrift in Bezug genommen wird, aus dersich derAnspruöh ergeben

soJle. Deutlich wird dies auch unter Berücksichtigung der Gesetzesbegrühdung zum - bis a.ufre"

daktionelle Abweichungen gleichlautenden - § 35 Abs. 4 EEG 20:12. Dort (BT Drucks. 17/6071

Seite 82) heißt es, dass durch den neuen Absatz die Verpflichtung .sowohl der Übertraaungsnetz-

betreiber als auch der aufnehmenden Netzbetreiber zur Rückforderung überhöh.ter Yergut.ung.s-

Zahlungen klargestellt sei, enthalten sind weitere Ausführungen zu einem RückfQrdefungsan"



30189/16 Seite 5

Spruch. Offensichtlich ist der Gesetzgeber also davon ausgegangen, er habe zuvor solche An-

Sprüche geregelt (so auch 01-G Schleswig, Urteil vom 21.06.2016 - 3 U 108/l5,,juris).

b) Entgegen der Auffassung des Beklagten findet auch nicht das EEG 2009 Anwendung, vielmehr

die § 57 Abs. 5 S. 1, 3 EEG 2014 und § 35 Abs. 4 EEG 2012. Gemäß § 66 .Abs. 1 EEG 2012 ist

das EEG 2009 auf alle Anlagen anzuwenden, die vor dem 01.01.2012 in Betrieb genommen wor-

den sind. Dies gilt nach § 100 Abs. 1 Nummer 1 EEG 2014 auch.füi- die. ab 01.08.2014 geltende,

geänderte Fassung des EEG. Das EEG 2009 findet also grundsätzlich nur auf solche Anlagen

Anwendung, die vor dem 01.01.2012 in Betrieb genommen wurden (LG Itziehoe, Urteil vom

01.10.2015 - 6 0 122/'l5, juris Rn. 56). Der Beklagte hat die hier streitgegenständliGhe Anläge im

Jahr 2012 in Betrieb genommen. Bereits bei Inbetriebnahme fand-deshalb da.sEEG2012Anwen-

düng, welches am 01.01.2012 in Kraft getreten ist.

c) Voraussetzung für einen Anspruöh nach § 57 Abs. 5 EEG 2014 b2;W.. § 35 Abs.. 4 EEG 2012

ist, dass der Netzbetreiber dem Anlagenbetreiber eine höhere als die in Teiil 3 des Gesetzes vör-

gesehene finanzielle Förderung gezahlt hat, es sei denn, dass sich die ZahTungspfljcht aus einer

verträglichen Vereinbarung ergibt. Teil 3 regelt Voraussetzungen und Umfang der finanziellen För-

derung des Anlagenbetreibers (OLG Schleswig, Urteil-vom 21. ,06.2016 -3 U 108/15,juris). Nach

den dortigen Vorschriften richten sich auch Grund und Hohe des dem .Beklagten zustehenden

Förderanspruchs, denn es ist weder vorgetragen, noch ersichtliGh, dass eine eigene verträgliche

V.ergütungsregelung bestand,

Das Vorliegen der Rückforderungsvoraussetzungeh für den Klagebefrdg ist hinreichend darge-

legt. Unstreitig erhielt der Beklagte im streitgegenständlichen Zeitraum eine' Einspeisevergütung in

Höhe von insgesamt 32.794,92 €. Auf Grynd der erst am 20.04.2015 erfolgten Meldung der Anla-

ge bei der Bundesrietzagentur stand dem Beklagten für diesen .Zeitraum fürdiestreitge.genständ-

liche Anlage-sowohl nach dem EEG 2012.ats auch nach dem ab dem 01.08.2014 geltenden- EEG

2014 kein Anspruch in dieser Höhe zu (siehe hierzu OLG Schleswig aäO). Das&eine Meldung

die Bundesnetzägentur vor der streitgegenständlichen Einspeisurig erreichte, vermochte der Be-

klagte nicht nachzuweisen. Insoweit ist auch unerheblich, aus welöhen Gründen eine Meldung die

Bundesnetzagentur zuvor nicht erreichte. Mangels Meldung der Anlage beiderBundesnetzagen-

tur jn .den Jahren 2013 und 2014 verringert steh nach .§ 17 Abs. 2 Nr. 1 Buchst, a EEG 2012 der

Vergütungsanspruch auf den tatsächlichen Monatsmittelwert des emergietragerspezlfjschen

Marktwerts. Für die Zeit vom 01.08.2014 bis zum 19.04,2015 entfällt der Vergütungsänspruch

mangels Meldung in dieser Zeit nach dem dann in Kraft, getretenen §§•23 Abs. 1> 25 Abs. 1 Nr. 1

E.EG 2014 ganz. Entgegen der zuletzt in der mündlichen Verhandlung geäußerten Auffassung
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des Beklagten finden für diesen Zeitraum auch nicht die Vorschriften, der § 52 Abs. 1 und 3, § 100

Abs. 1 Satz 5 EEG 2017 Anwendung, weil die VöFächrift des § 52 Abs; 3. EEG 2017 hinsichtlich

bestehender Anlagen die Registrierungspflieht nach § 6 AnlRegV betrifft.un.d ein'solcher Fall hier

nicht vorliegt.

Aus den von der Klägerln angesetzten Marktpreisen errechnet sich für den stre'itgegenstäncllicheri

Zeitraum ein Vergütungsanspruch in Höhe von 4.058,5.6 €. Die Differenz zwischen diesier Summe

und der unstreitig ausgezghlten Vergütung entspricht der Klage.forderung in Höhe von

28.736,3&€.

Dj& von der Klägerin in ihrer Abrechnung zugrufide gejegte ge.schüldeten .Einspeisevergütung. ist

nicht zu beanstanden. Sie hat insbesondere die fürdieAb.rechn'ung bis .zum 31.07.2014: zugrunde

gelegten Marktpreise hinreichend dargelegt. Hierzu hat sie mit der Anlage K5 die jeweiligen Markt-

werte vorgetragen und erklärt, es handele sich um die nach Ntn, 1.1 und 2.4.2 der Anlage 4 zum

EEG 2012 berechneten tatsä'chlichen Monätsmittelwerte des ene'rgieträgeFspezifisGhen Markt-

werts, die gemäß Nr. 3.2 Buchst, e.der Anlage 4 zum'EEG2012 von den Übertra.gun.gsnetzbe-

treibern veröffentlicht worden seien. Hierzu hat. die Klägefin auf die'als Abläge K13 eingereichten

Veröffentlichungen Bezug genommen. Soweit der Beklagte dem entgegesntritt, ist dies.unbeacht-

lich, Er trägt weder nachvollziehbar vor, wie hoch der.jewelllge Monatsmitte.lvVert nach seiner Auf-

fassung nach gewesen sein soll, noch dass dieser tatsächlich höher-gew/esön sei als derjeweili-

ge von der Klägerin vorgetragene Mongtsmittelw.ert. Ein entsprechender Vörtrag wäre jedooh Vor"

aussetzüng für die Annahme eines rechtlichen Grundes für ein Behaltendürfen eines über den

von der Klägerin bereits berücksichtigten Betrag hinausgehenden Betrags. Entsprechendes müs-

ste jedoch von der Beklagtenpartei dargelegt werden, ein einfaches Bestreiten genügt insofern

nicht. Zwar hat der Gläubiger des Anspruches nach § 57 Abs. 5 Satz 1 und 3 EEG 2014 bzw.

§ 35 Abs. 4 EEG 2012 wie im Rahmen einer RückZählung aufGrundlgg^ des § 81:2 Abs. 1 BGB

aufgrund einer insoweit bestehenden Vergleichbarkeit der tatbestgn.cllichen Voraussetzungen der

Ansprüche grundsätzlich die Umstände darzulegen und zu beweisen, aus, denen sich die Voraus-

setzungen des Anspruches ergeben. Allerdings muss der Schi.ildnör - vergleichbar der Inan-

spruchhahme nach § 812 Abs. 1 BG.B - Im Sinne einer sekundären Darlegungslast die Umstände

darlegen, aus denen er ableitet, das Erlangte behalten zy dürften, worin, bereits die unstreitigen

Umstände den Schluss nahelegen, dass ohne Rechtsgrund geleistet wurde oder wenn der Gl.äu-

biger außerhalb des von ihm zu beweisenden öeschehensablauf steht, während der Schuldner
t

diese Kenntnisse hat und Ihm nähre Angaben zumufbar sind. Eine solche se.Kun'däre Darlegungs-

last trifft den Beklagten hier, Es ist aber nicht ersichtlich, welche .konKreten Einwendungen der ge-

gen die von derKlägerin zugrunde geleQten und von den Öbertragungsnetzbetreibern errechneten
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und veröffentlichten Marktwerte vorbringen möchte, Dabei ist zu berücksichtigen, cjass keine der

Parteien Insoweit innerhalb des fraglichen Geschehensablauf steht, insbösondere werden die

Marktwerte nicht von der Klägerin ermittelt. Demzufolge hätte der B'eklagte substanfiiert darlegen

müssen, dass und wie die von der Klägerin zugrunde gelegten MarKtwerte, die diese unstfeitig

von den Übertragungsnetzbetreibern übernommen hat, ni'cbt den tatsächfic.hen allgemeinen

Marktwerten entspreöhen und inwieweit daraus für den Beklagten-em Behaltensgrund folgt. Ein

entsprechender Vortrag des Beklagten fehlt.

Die von der Klägerin unter Berücksichtigung der genannten Ma.rktwerte. vorgenommene Berech-

nung der gemäß § 17 Abs. 2 Nr. 1 Buchst. a EEG 2012 bzw.. der §.§ 23 Abs. 1, 25 Abs.1 Nr.1

EEG .2014 geschuldeten' Elnäpeisevergütung selbst steht zwischen den Parteien nictit in- Streit.

{ . Im Ergebnis erfolgte somit eine Überzahlung in Höhe von 28.736,36 €:.

d) Die Rückforderung ist auch nicht nach § 814 BGB dßshalb ausflesohlossen, wöil die Klägerin

die Vergütung in Kenntnis der fehlenden Verpflichtung geleistet hatte. Dabei kann dahihstehen, ob

die Kondiktionssperre des § 814 BGB überhaupt für den Rückzahlürjgs.an.spruch aus §'57 Abs. 5

EEG 2014 bzw. § 35 Abs. 4 EEG 2Q12 gilt Jedenfalls stünden die Voraussetzungen von § '814

BG.B nicht fest. Dass die Klägerin positive Kenntnis davon hafte, däs.s der Beklagte söine Anlage

entgegen der Versicherung unter Nr, 17 des Form.blatts vor dem 20.04.2015 tficht bei derBun-

desnetzagentur angemeldet hatte, hat der BeKlagte nich.t vorgetragen.

e) Die Geltendmachung des Anspruches ist auch nicht treuwidrig. Die Rüökförderung stellt kein

widersprüchliches Verhalten dar.

( aa) Ein solches folgt zunächst nicht daraus, dass die Klägerln trotz Nichtvörliegens der Lei-

stüngsvoraussetzungen Strom entgegengenommen hat Es ist- bereits nicht hinreichend vorge-

tragen, dass die Klägerh positive Kenntnis davon hatte, dass Leistungsvoraüss.etzungen fehlten.

Ohne eine solche Kenntnis kommt das Entstehen eines .schützenswörten .Vertrauenstatbestands

von vornherein nicht in Betracht.

bb) Auch der Umstand, dass der Obertragungsnetzbetreiber von seinem Rückforderungsrecht

gegenüber der Klägerin bislang keinen Gebrauch gemacht hat,, steht dem Rüokforderungsan-

Spruch der Klägerin nicht nach dem Grundsatz von Treu und Glaub.en entgegen. Richtig Ist, dass

der Gesetzgeber den Netzbetreiber nicht in dessen eigenem Interesse zur Ruckforderung über-

höht gezahlter Vergütungsb.etrgge berechtigt und verpfliGhtet, sQndern im allgemejnen Interesse

an der Geringhaltung der Kosten durch die Förderung tier Energjewende, Für. den Netzbetreiber

bleibt die Geltendmaohung des Anspruchs kostenmäßig .neu.tral. Er hat den .zurück gezahlten
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Vergütungsbe'trag an den übertragungsnetzbetreiber weiterzureichen. Daraus folgt notwendig,

dass nur eine Geltendmachung Im Sinn der Allgemeinheit dem Zweck des Gesetzes gerecht

wird. Eine Rückforderung mit dem Ziel der eigenen Bereicherung de? .tslßtzbetrelbers liefe dem

zuwider (OLG Schleswig aaQ). Darlegung.s' und bewe.isbelastet für eirie treuwlcl.rlge ©eltehdma-

chung des Rückforderungsansprueh ist der Beklagte. Er hat schon nicht hinre.ichend, dargelegt,

dass die Klägerin, die Ihrerseife vorträgt, die zurüekgeforderten Vergütungen in den Belastungs-

ausgleich mit'äem ÖbertFagungsnötzbefreiber.einzubringen, den Betrag behalten werde.. Der Vor-

trag der Klägerin entspricht Insoweit der zwingenden Rechtslage. Die naöh § 57 Abs. 5 EEG

2014 (§ 3S Abs. 4 EEG 201.2) zurückverlangten Vergütungen sind-nach §62 Abs. 1 Nr. 1.EEG

2014 (.§ 38 Nr, 1 EEG 2012) bei derj&weils nächsten Abrechnung als Einnahmen im Sinn.e des §

3 Abs. 3 Nr. 5 Ausg.lMechV zu berücksichtigen. Es ist des'halb unertleblioh, ob der für die Kläg.erin

zuständiger Übertragung.snetzbetreiber bislang seine Rückforderungäansprüche gegen die Klä-

gerin nach § 57 A.bs. 5 Satz 1 EG 2014 (§ 35 Abs. 4 Satz 1 EG 2012) .nicht geltend macht bzw,

gemacht hat. Eine eigene Geltendmachung .dieser Ansp'rüche verursachte nur unnötige Kosten,

falls sie überhaupt geltend gemacht werden könnten,, bevor die Klägerih die von- ihr zurÜQkgefor-

derten Vergütungen, wiecler @rhalten hat. Jedenfalls bedarf es. der '.G.&ltenijmachung des An-

Spruchs durch den Übertragüngsnetzbetre.ibers nicht. Itim kömmt der Rückfluss deß. Geldes an

die Ktagerin bei der .Abrechnung der Klägerin ihm gegenüber zugute. Das.s die Kläigerin 'den zu-

rückverlangteh streitgegenständlichen Betrgg voraussioh.tlipb nQch niGh.t als Einnahmen, in ihren

Abrechnungen berücksichtigt, ist ihr nicht vorzuhalten und lässt insbesondere auch m.cht darauf

schließen, dass sie ihrer gesetzlichen Verpflichtung nicht nach.Kommen we,rde< Sie muss den Be-

trag erst In der Abrechnungskorrektur einstellen, wenn sie Ihn erhalten hat. Vorher Kann auch von

ihr keine weitere D.arlegyng zur Berü.cksi.chtigung der Rü:ckf9rderung6n:imAu.sg.lejchsmeGhanis-

mus verlangt werden (QLQ Schleswig aaO). Für seine darüber hinausg.etlende Behauptung, der

Übertragungsnetzbetreiber werde seinen Anspruch auch rtiöht geltend machen, Ist der Beklagte

zudem beweisf^llig geblieben. • .

cc) Auch ein event.uell gegen die Klä'gerin bestehender BereiGherurigs'anspruch cies Beklagten

steht dem RückforderungsEtnspruch nicht entgegen. Ein BereichieMrig'sänspruöh, der sich ggf.

daraus ergeben soll, dass die Klägerin bei Ryokzahlung der Vergütung, ohne Rö'cshtsgrund um

diesen- Betrag bereichert wäre, käme keinesfalls vor der'Durcih.s'efeung.d.es RüeKforderungsan-

Spruches in Betracht, da zuvor auch eine Bereicherung nictit denkbar N. Eine Berücksichtigung

eines solchen Anspruches im vorliegenden Verfahren, käme allenfalls im lahmen eine.s „dölo pe-

tif-Einwandes in Betracht, weil die KIägerin dem BeHlagten ggf. den zugesprochenen Betrag so-

gleiöh wieder zurückerstatten müsste. Unabhängig davon, dass viel cja.für spricht, dgss di'e Kläge-
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rin ohnehin nicht bereichert wäre, .scheidet ein Anspruch aus § 812 .Abs. 1 BGB bereits aus

grund.sätzlichen Erwägungen aus. Das EEG enthält genau aufeiinändör abgestimmte Reg.elung'en

betreffend der Ansprüche der Beteiligten auf Energielieferung und Vergütung sowie zur Rückzah-

lung überbezah.lter Vergütungsbeträge. Diese Regelungen gehen schön aus ge.setze.ss.ystemati-

sehen Gründen den allgemeinen Bereich'eruncjsvorschrifteTi vor. Di.e Bestim.mung.en des §. 17

Abs. 2 EEG 2012 sowie des § 25 Abs. 1 EEG 2014 Itefon leer, wenn derAnlagenbe.troiber den

vom Netzbetreiber zurüGkgeforderten Betrag seinerseits wieder bereicherungsrechtlich zurück-

verlangen könnte (OLG Schleswig aaO). Die Vorschriften der § 17.EEG 2012 bzw. § 25 EEG

2014 haben insoweit abschließend Charakter (BGH, Urteil vom 18/11.20.15 -VIII ZR 304/14, Juris

Rn. -26 ff.).

f) Der Rückforderungs.anspruch ist auoh nicht verjährt.. D:e.r R.üpkforderungsanspruch verjährt

nach § 57 Abs. 5 S. 2.EEG 2014 mit Ablauf des zweiten auf die Einspefeung folgendesn Kalender-

Jahres. Die sech.smonatige Verjährungsfrist der § 11 UWG, § 82 EEQ ist'nicht anzuwenden, weil

die Vorschriften der § 57 Abs. 5 EEG 2014, § 35Abs< 4 EEG 20.12 vorrangig sind. Im Übrigen gäl-

te § 11 Abs. 1 UWG nur für die dort genannten §§ 8, 9 und 12 Abs. 1 S. 2 UWG COLG Schleswig

aaO). Für die hier streitgegenständliGhe Einspeisung in den Jahren 2013 und 2014 endete die

Verjährungsfrist dementsprechend mit Ablauf der Jahre 2015, bzw. 2016. Diese Verjährüng ist mit

Erhebung der Klage am 26.1 1.2015 gehemmt worden (§: 204 Abs. 1 Nr, 1 BGB),

g) Der Anspruch der Klägerin ist auch nleht durch Aufrechnung gemäß §: 39.8 B.GB untergegan-

QQT\. Dem Beklagten steht aus keinem Rechtssrund ein aufrechenbarer Anspruch gegen di&Klä-

gerln zu.

aa) Der Beklagte kann zunächst nicht mit einem Schadensersatzansprych aus § 280 Abs. 1

BGB wegen der Verletzung ejnes zwischen den Parteien bestehenden SGhyldverhältnisses auf-

rechnen. Dabei bedarf es weder einer Entscheidung, ob ein solches Schuldverhaltnis überhaupt

besteht, noch ob die Klägerln ein solches schuldhaft verletzt hätte. Einer Aufrechnung mit einem

solchen Anspruch steht ein sich aus der Natur des Rechtsverhältnisses ergebendes Aüfreöh-

nungsverbot entgegen. Das Schleswig-Holsteltiische Oberlandesg'öricht. hat hin.sichtl.ich der

Rückforderung von Einspeisevergütungen auf Grund der Nichtanrfielcfung einer Photovoltaikanla-

ge hierzu ausgeführt (OLG Schleswig aaO):

.„Auch ohne vsrtivgltehe oder gesetzliche Bestimmungen kann sich aus der Natur des
RechtsvQrhalfhisses ein AufreohnungsVerbot ergeben (Gursky In • Stßi.idlnger, Berb, '2016,
§ 172 Rn, 172). So i$t es hier. Die Aufrechnung efees gys; iijdWueller Pfliölitverletzijng
des NetzbetrQlbßrs begründeten Sohacferisersafzanspruchs das ..Anlägertbetrelbers mit elnerti
Im Öffentlichen Interesse bestöhenden Anspruch des Netzöeirelb.ers kann nicht gestattet wer-

den.
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aaa) ROckforderungsanspruoh und -pflioht aus § 57 Abs, S EEG 2014 .(§ 25 Abs. 4 EEG
2012) dienen In zwe/srfe/ .Hlnsloht deni allgemeinetf Interesse.

(1) Die zelfnahe und vollständige Meldung neu Installierter Photovoltaikanlagen bei der Bun-
desnetzagentur ist für die Umsetzung des EEQ von grundlegen.äer -Bedeutung. Die Vergütung
für den aus Solarenergie erzeugtet! Strom errechnöt sich nach § 51 E^G 201.4 (§ 32 EEG
2012). aus der dort vorgesehenen Aüsgangsvergfflüng. Q^zgl:. dor Verringerung naeh § 31
EEG 2014 (§ 200 EE.G 2012). § 31 EEG 2014 (§ 20b EEQ 2012), sieht eine monaWche
Verringerung der Vergütung in Abhängigkeit von der Menge, der Im vorangegangenen Quartal
neu installierten Leistung geforderter Anlagen vor. ßie jeweils rfiaßgebllGhe, sog. Zü.bad-Lei-
sfung Ist den Veröffentllchwgen der Bi.indesnefzaQentur zu. 'entnehmen (§ 2ß Abs. 2 EEG
2014 l. V. m. § 11 Abs. 3 AnlRegV; § 20a Abs. 3 EE.G 2012), Gwndlage der von der
Bundesnetzagentur bereHgeste.llt Angaben. sind die Meldungen der Anlagenbetreiber. Atif der
Grundlage der •gsme/oteteft installlärten Leistung k^rtn cler '^e/stongf.szt/ügu ermittelt und mit
den Ausbwzielen abgeglichen, werden, Dieser Abcflehh Ist cf/e1 Qruiidlage fQr die Anw.endung
der zubauabhängtgen. Degresslonsvorsohrinen (Frenz u.a./.Eckardf/Henmng § 26 Rn. 1S).
Wenn der Beklagte darauf verweist, c/ass. weh die ßbisHragnngSn'etzbett'eiber Daten an die
Bundesnetzagentur melclen müssen (..,), (jbersieht 'er, c/ass dies nur fQr vor üefn 1.1.2010
(§ 31 Abs. 6 Hr. 3 EGG 2014) oder gar dem 1.1.2009 (§ 20ä Abs. 2 Nr. 2 b) In Betrieb
genommenen Anlagen gilt.

Mlthilfe der Degresslon sollen cf/e vplkswirtschaffllohBn Hosten (f.er Ehel-giewende. eingedämmt
werden, Indem die Förderung von dem erreichen Umfang des Ätisbaüzlels- esbhängig gemaoht
wird (Prinzip des „atmenden Deckels", s. dazu etwa Frenz v.a./EoKard.Wennlng'§ 26 Rnrn,
5 f). Realistisch umsetzen lässt sich dieses Ziel jedoch nur, wenn cf/& Bundesnetzagentur
vollständig über die Installierte GesQmflelstung u.ntemchtet: tsf, Wialittg l:st auch, dass c/fes
zeitnah geschieht, denn der zum Zeitpunkt der 'Inbetrlßünahme der finläg.e geltehds Vwgü-
'tungsssitz bleibt für den gesamten Förderzeitraum von SO Jahren' unverändQrt
(Ältrocl^gschmannn'lieobald/Hoppenbi-ook § 20. Rn. 1; eb^/Lehnert. .;§ 21 Rn, 2). Dies macht
die Erfüllvng der Meldepflicht (jurch die Anlägenbeträtibec sp wichtig, flijfgmnd d^r hohen .59-
deutung 'der Erfüllung der Meldepflicht hat es der GQsefzQeßer fn der Ketorm 2Q14 sogqr für.
Richtigkeit, die Nlchterfüllung mit dem vollständijgen Entfall der Forderung zu sanktionieren
(BT Drucks. 18/1304 Seite 129 f zu § 24 des EntwUifs),

(2) Awh das Zurüokerlangsn de'r Förd.srbeträ.gs liegt, im aljge.melnen /nteresse, Der Netzbe-
treiber darf 'sie nicht für sich verwenden, sondern hat sie einen Überfrägungsnefzbetrelber
weiter zu reichen, der seinerseits die Umlage n&ü. - geringer - bereehnen muss. Dies
kommt den Stroinversörgungsunternehmen und übör'detw Prelskalkulatloh dem VerbrauGher
zugufe.

bt>b) Diente det Rückforderungsanspruch damit dem allgemeinen Interesse, kann wlne
Durchsetzung nicht an individuellem Fehlverhalten des Netz^trejbpfs scheitern. Es gibt- kel-
nen Grund, weshalb der letzfllch geschützte Kreis cter Verörsuc.her sich cfesseä Fehlv.erhaltQn
zurechnen lassen sollte. Dass der Netzbetrelber -für e/n& Verletzung sefri.er Pfliehten. gegeri-
über dem Anlagenbetreiber haftbar sein müss und diesem etwa entstehenden Schaden er-
setzen müss, steht zwar außer Frage. Der Sohadensefsatzanspruoh äarf aber nloht dazu
führon, dass der Rückzahlungsansprußh nicht durchsiätzbfir wäre. Dieses Ergebnis wird nur
durch ein auf und kraft Natur der Sache erreicht,"

Diesen überzeugenden .Ausführungen schließt sich das erkennende Geriüht vollumfähälicb an.

bb) Der Rückzahlun.gsanspruch der Klägerin ist auch nicht durch die AUfrechhung mit einer För-

derung des Beklagten wegen einer etwaigen individuellen PfliöhtVerletzung der Klägerin gegen-

über dem Übertragungsnetzbetreiber untergegangen. Unabhängig davon, .dass bereits zweifelhaft

ist, o.b es sich bei dem Reehtsverhältnis zwischen der Klägerin und .dem Überfragüngsnetzbetrei-

ber' überhaupt ein drittsohülzendes Schuldverhältni.s handelt, wäre eine solche-Aufrechnung we-
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gen des bestehenden Aufrechnungsverbots ausgeschlossen (OLG Sehleswig aaO). Zur Vermei-

düng von Wiederholungen wird auf die obigen Ausführungen Bezug genommen. .Dieses Aufrech-

nungsverbot gilt sowohl für deliktische Ansprüche als auch für Ansprüche nach äen Grvntlsätzen

derDrittschadensliquidation. • .

2. Der Zinsanspruch beruht auf § 291 BGB. .

Il, Die Kostenentscheidung folgt aus § 91 Abs. 1 ZPO, die Entscheidung über die vorläufige Voll"

streckbarkeit beruht auf § 709 ZPO.

Vorsitzender Richter am Landgericht




